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Höchstspannungsleitung Grafenrheinfeld — Kupferzell — Großgartach (Vorhaben 20),  
Abschnitt 2 (Punkt Rittershausen — Kupferzell)

Planfeststellung: Öffentliche Bekanntmachung über den Erlass und die Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses gemäß § 24 Abs. 2 und Abs. 3  
Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG) i.V.m § 74 Abs. 4 und 5 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und § 27 Abs. 1 Gesetz  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die Bundesnetzagentur als Planfeststellungsbehörde gemäß 
§ 1 Nr. 1 Planfeststellungszuweisungsverordnung (PlfZV) hat 
mit Beschluss vom 16.06.2023, Gz.: 802 — 6.07.01.02/20-2-2  
#25, den Plan für das obige Vorhaben gemäß § 24 Abs. 1 
NABEG festgestellt.

Im Verfahren wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
gem. § 4 ff. UVPG durchgeführt. In dem Planfeststellungs-
beschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwen-
dungen, Forderungen und Anregungen entschieden worden.

I. Verfügender Teil 

Der verfügende Teil des Beschlusses (A.I) lautet auszugsweise:

„Gemäß […] wird der aus den unter A.II.1 aufgeführten 
Unterlagen bestehende Plan für den Abschnitt 2 (Punkt 
Rittershausen — Kupferzell) des Vorhabens Nr. 20 des Bun- 
desbedarfsplangesetzes Grafenrheinfeld — Kupferzell — 
Großgartach der TransnetBW GmbH (im Folgenden: Vorha-
benträger) in Gestalt der 1. Planänderung einschließlich der 
mit diesem Vorhaben im Zusammenhang stehenden Folge- 
maßnahmen an anderen Anlagen nach Maßgabe dieses Be- 
schlusses mit den sich aus diesem Beschluss ergebenden 
Änderungen, Ergänzungen, Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen sowie Zusagen des Vorhabenträgers festgestellt.

Gegenstand des planfestgestellten Vorhabens sind: 
• � die Netzverstärkung der bestehenden Leitungsanlage 

durch Seilauflage eines zweiten 380-kV-Stromkreises  
auf den Bestandsmasten zwischen dem Umspannwerk 
(im Folgenden: UW) Kupferzell und dem Punkt  
Rittershausen,

• � der Betrieb eines Stromkreises vom UW Kupferzell bis 
zum Punkt Rittershausen mit 3.600 Ampere maximal 
zulässigen Dauerstroms, 

• � der Einbau von Verdrillungen an den Masten 002, 019, 
040, 063, 088, 108 und 128A inkl. Masterhöhung um  
2 m und die Verlängerung der Traverse 1 auf der linken 
Mastseite an den Masten 002, 040, 088, 108 um 3,25 m 
und an den Masten 019 und 063 um 3,60 m sowie die 
damit verbundenen Mast- und Fundamentverstärkungen,

• � notwendige Instandhaltungsarbeiten, die den Einbau von 
Trag-Abspannketten, den Einbau von Horizontalrahmen 
und die Nachrüstung von Steigbäumen umfassen, 

• � die Errichtung zweier Portale zur Überspannung des UW 
Stalldorf, 

• � der erforderliche Schutzstreifen der Seilauflage des 
zweiten 380-kV-Stromkreises auf den Bestandsmasten 
zwischen dem UW Kupferzell und dem Punkt  
Rittershausen, 

• � die für den Bau erforderlichen Baustelleneinrichtungs- 
flächen (z. B. Bauflächen, Zufahrten, Provisorien),

• � der Einsatz von Hochtemperaturleiterseilen vom Typ 
339-AT1/30-A20SA und für das Weitspannfeld zwischen 
den Masten 013 und 014 vom Typ 382-AT2/49-A20SA.

Weiterer Gegenstand der Planfeststellung auf der Grund-
lage einer einheitlichen Entscheidung nach § 26 NABEG 
sind folgende Maßnahmen am ersten bereits planfestge-
stellten und in Betrieb befindlichen 380-kV-Stromkreis auf 
der rechten Mastseite der Bestandstrasse (sog. Vorhaben 
„Anpassung Bestandsstromkreis LA0348“): 

• � Der Einbau von Verdrillungen an den Masten 019, 040, 
063, 088, 108, 127A, 128A inkl. der Verlängerung der  
Traverse 1 auf der rechten Mastseite der Maste 040, 088, 
108 um 3,25 m und an den Masten 019 und 063 um 3,60 m, 

• � die Erweiterung des Schutzstreifens für den rechten 
Stromkreis auf den technisch erforderlichen Umfang, 

• � notwendige Instandhaltungsarbeiten durch Trag- 
Abspannketten.“

Der Beschluss führt alle Unterlagen des Plans, die festge-
stellt werden, auf (A.II.1): Lagepläne, Profilpläne, Mast- 
tabelle, Prinzipzeichnungen, Kreuzungsliste, Technisches 
Maßnahmenverzeichnis, Rechtserwerbsverzeichnisse, Rechts- 
erwerbspläne, Zuwegungspläne, Maßnahmenblätter, Maß-
nahmenpläne, Verortung und Detaillagepläne Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen und Bauzeitenplan.

Er ordnet darüber hinaus Nebenbestimmungen (A.V) im Be- 
reich des Immissions-, Natur-, Boden-, Gewässer- sowie 

Denkmalschutzes, der Land- und Forstwirtschaft, der Bau-
ausführung und der Überwachung an und sieht teilweise 
Vorbehalte vor.

Der Planfeststellungsbeschluss führt die Zusagen (A.VI) auf,  
die der Vorhabenträger in den nicht festgestellten Plan-
unterlagen und in den schriftlichen Erwiderungen auf Stel-
lungnahmen und Einwendungen im Anhörungsverfahren 
getroffen und damit Forderungen Rechnung getragen hat. 
Dabei handelt es sich um fachliche Zusagen und Zusagen 
für einzelne Betroffene.

Die im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen, so-
weit sie nicht durch Planänderungen, Inhalts- und Neben-
bestimmungen oder Vorbehalte in diesem Beschluss bzw. 
durch Zusagen oder Planänderungen des Vorhabenträgers 
berücksichtigt worden sind oder sich im Laufe des Anhö-
rungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben, werden 
zurückgewiesen (A.VII). Die Gründe hierfür ergeben sich 
aus der Begründung des Beschlusses.

Daneben werden im Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses  
gesondert wasserrechtliche Erlaubnisse (A.IV) erteilt:

Für die bauzeitlichen Wasserhaltungen für die Maste 040 
und 088 zum Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und 
Ableiten von Grundwasser sowie zum Einleiten des gefass-
ten Grundwassers in oberirdische Gewässer entsprechend 
den Angaben in den Antragsunterlagen vom 02.03.2022, 
Unterlage 16, wird gemäß § 8 Abs. 1, § 12 WHG eine was-
serrechtliche Erlaubnis erteilt.

Für das Einbringen der Fundamentplatten an den Masten 
040 und 088, welche sich als Einbringen von Stoffen in das 
Grundwasser darstellt, wird gemäß § 8 Abs. 1, § 12 WHG 
eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt.

II. Rechtsbehelfsbelehrung

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Beschlusses lautet:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann inner- 
halb eines Monats nach Zustellung Klage beim 

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig

erhoben werden.

Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfest-
stellungsbeschluss hat gemäß § 18 Abs. 5 NABEG i. V. m. 
§ 43e Abs. 1 EnWG keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 
 Wirkung der Anfechtungsklage gegen den vor- 
stehenden Planfeststellungsbeschluss nach  
§ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO kann nur innerhalb  
eines Monats nach Zustellung dieses Plan- 
feststellungsbeschlusses beim 

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig

gestellt und begründet werden 
(§ 18 Abs. 5 NABEG i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG).

III. Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses 

1. �Der Planfeststellungsbeschluss wurde dem Vorhabenträger 
TransnetBW GmbH nach § 24 Abs. 2 Satz 1 NABEG zuge- 
stellt. Da darüber hinaus mehr als 50 Zustellungen des 
Planfeststellungsbeschlusses vorzunehmen wären, wird 
die Zustellung gemäß § 24 Abs. 2 Satz 2 NABEG i. V. m. 
§ 74 Abs. 5 VwVfG durch diese öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt. 

2. �Eine Ausfertigung des festgestellten Beschlusses (ein- 
schließlich Rechtsbehelfsbelehrung) liegt vom 10.07.2023  
bis zum 24.07.2023 jeweils in den folgenden Gemeinden 
öffentlich zur Einsichtnahme aus: 
 
Gaukönigshofen	  
Gemeindeverwaltung, Hauptstraße 16, 97253  
Gaukönigshofen (Mo-Di, Do-Fr 8-12:30, Mi 8-12, 14–18; 
kein barrierefreier Zugang) 
 
Sonderhofen	  
Verwaltungsgemeinschaft Aub, Marktplatz 1, 97239 Aub, 
Bauamt, Zimmer 14 (Mo-Fr 8-12, Do 13:30–18; kein 
barrierefreier Zugang) 
 
Riedenheim	  
Verwaltungsgemeinschaft Röttingen, Frau Ludwig  
(1. OG, Zi. 8, Tel. 09338/9728-80), Marktplatz 1, 97285 
Röttingen (Mo, Mi, Do, Fr 8-13, Di 13:30-18:30;  
barrierefreier Zugang nach Absprache) 
 
Bütthardt	  
Verwaltungsgemeinschaft Giebelstadt, Marktplatz 3,  
97232 Giebelstadt (Mo-Fr 8-12, Do 14-18) 
 
Weikersheim	  
Stadt Weikersheim, Marktplatz 7, 97990 Weikersheim 
(Mo, Do 8-12, 13:30-17, Di 13:30-18, Mi 8-12, Fr 8–13) 
 
Igersheim	  
Bürgermeisteramt Bad Mergentheim, Bahnhofplatz 1,  
97980 Bad Mergentheim, Stadtbauamt, 3. OG, Zi. 3.03 
(Mo- Fr 8-12:30, Mo 14-16, Mi 14–18) 
 
Niederstetten	  
Stadtverwaltung Niederstetten, Albert-Sammt-Straße 1,  
97996 Niederstetten (Mo-Di, Do-Fr 9-12, Mi 9-18;  
kein barrierefreier Zugang) 
 
Mulfingen	  
Bürgermeisteramt Krautheim, Zi. 22, Burgweg 5,  
74238 Krautheim (Mo-Fr 8:30–12:30, Di 14-18,  
kein barrierefreier Zugang) 
 
Künzelsau	  
Stadtverwaltung Künzelsau, Stuttgarter Straße 7,  
74653 Künzelsau (Mo-Fr 9-18, Sa 9-12) 
 
Kupferzell	  
Rathaus, Marktplatz 14-16, 74635 Kupferzell  
(Mo–Fr 8:30-12, Di 14-16, Do 14-18) 
 
Burgstetten	  
Stadtverwaltung Backnang, Stiftshof 16, 71522 Backnang 
(Mo-Do 8:30-12, Fr 8:30-13, Mi 15-18) 
 
Kitzingen	  
Landratsamt Kitzingen, Kaiserstraße 4, 97318 Kitzingen,  
Zi. 82.17 im Bauamt (Mo-Fr 8-12, Mo-Mi 14-15:30,  
Do 14-17; barrierefreier Zugang über Eingang Alte  
Poststraße und Aufzug Gebäude 8) 
 
Bonn	  
Bundesnetzagentur, Bibliothek, Tulpenfeld 4,  
53113 Bonn (Mo-Fr 8-15)

3. �Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss  
den Betroffenen und denjenigen gegenüber, die Ein- 
wendungen erhoben haben, als zugestellt (§ 74 Abs. 5 
Satz 3 VwVfG).

4. �Der Planfeststellungsbeschluss kann bis zum Ablauf der 
Rechtsbehelfsfrist von den Betroffenen und denjenigen, 
die Einwendungen erhoben haben, schriftlich oder elek-
tronisch bei der Bundesnetzagentur angefordert werden 
(§ 74 Abs. 5 Satz 4 VwVfG). 

5. �Der Planfeststellungsbeschluss kann zusätzlich ab dem 
10.07.2023 auf der Internetseite der Bundesnetzagentur 
unter www.netzausbau.de/vorhaben20-2 eingesehen 
werden. 

Der Präsident


